Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 356 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 27. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 7, Mai 1958 


1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß unter 

Priebe der Bezeichnung „Jungsturm" in gewissen 

Gegenden, vor allem wohl in Niedersadisen, 
eine Jugendorganisation aufgebaut wird, die 
sich mit vormilitärisdier Ausbildung und mili- 
tärisdien Geländespielen befaßt, wobei z. B. 
in Wieren Kr. Uelzen in den Ostertagen als 
Lage angenommen war, daß sich deutsche 
Truppen gegen englisdie Soldaten und brand- 
schatzende (mordende und raubende) zivile 
Ausländer zu wehren hätten? 

Billigt die Bundesregierung die Entstehung 
eines „werwolf "-artigen Jugendverbandes? 

Trifft es zu, daß dieser Verband von der 
Bundeswehr oder von Angehörigen der Bun- 
deswehr gefördert wird? 


2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Sinne eines 

Dr, Mommer weiteren Beitrages zur Vereinfadiung der 

Grenzfornialitäten nunmehr aucii auf die Zoll- 
vormerkkarte für Automobile im Reisever- 
kehr zu verzichten? 


3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 

Ritzel der Erhaltung des weißen Stordies und zur 

Verhinderung eines weiteren Rückganges der 

Zahl der Stördie 

a) internationale Maßnahmen zum Verbot 
des Abschusses von Stördien anzustreben, 

b) internationale Maßnahmen zu veranlassen, 
um die Entwicklung von Insektenbekämp- 
fungsmitteln (Heuschreckengift usw.) zu 
sidiern, die den Störchen nicht sdiaden, 

c) im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
und in Verbindung mit den einzelnen 
Bundesländern Maßnahmen zu ergreifen 
bzw. zu fördern, die geeignet sind, das 
Leben der noch in der Bundesrepublik 
festzustellenden Brutbestände der Störche 
durch Sdiaffung geeigneter Brutstätten, 
soweit hiernadi Bedarf besteht, und durdi 
möglidiste Erhaltung der Ernährungsgrund- 
lage der Störche zu sichern? 
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4. Abgeordneter Wann gedenkt der Herr Bundesfinanzminister 

Diel (Burg Leyen) berechtigte Ansprüche der Reparations- und 

Restitutionsgesciiädigten auf Schadloshaltung 
durch den Bund hinsiditlich der Entziehung 
von rechtmäßigem oder gutgläubig nach Treu 
und Glauben erworbenem Besitz zu erfüllen? 

Kann der Herr Bundesfinanzminister einen 
Zeitpunkt der Befriedigung solcher „Repara- 
tions- und Restitutionsansprüd^e" bezeidinen? 

5. Abgeordneter Wie viele Antragsteller nadi dem Bundes- 

Dr. Görgen entsdiädigungsgesetz (BEG) sind seit Inkraft- 

treten dieses Gesetzes verstorben, ohne daß 
ihre Ansprüdie befriedigt werden konnten? 

Wie hoch belaufen sich diese nidit befriedigten 
Ansprüche nach den Schätzungen des Bundes- 
finanzministeriums ? 

Wie groß ist der Prozentsatz der nach dem 
BEG gestellten Anträge, die durchschnittlidi 
abgelehnt werden, 

a) insgesamt (Bundesdurchschnitt) 

b) in den einzelnen Ländern? 

Ist der Herr Bundesinnenminister bereit, durch 
Ergänzung der Riditlinien über Ausweise für 
Schwerbesdiädigte und Sdiwererwerbsbe- 
schränkte vom 3. August 1957 die Ausgabe 
von Besdiädigtenausweisen an geh- und steh- 
behinderte Besdiädigte, deren Beschädigungs- 
oder Erwerbsbeschräiikungsgrad geringer als 
ist, zu ermöglidien, damit auch Ange- 
hörige dieses Personenkreises in den öffent- 
lichen Verkehrsmitteln und bei Behörden sich 
ausweisen können, um bevorzugt Sitzplätze 
zu erhalten oder bevorzugt abgefertigt zu 
werden ? 

Ist der Herr Bundesminister bereit, für die 
Bundesbehörden anzuordnen und bei den Be- 
hörden der Länder und Gemeinden und den 
öffentlidien Verkehrsmitteln darauf hinzu- 
wirken, daß die Inhaber der neuzuschaffen- 
den Ausweise entsprediend bevorzugt werden? 

7. Abgeordneter Warum tritt der Botschafter der Bundesrepu- 

Dr. Bücher blik Deutschland bei der Sdiweizerisdien 

Eidgenossensdiaft, Ernst Günter Mohr, sein 
Amt in Bern nicht an, obwohl ihm der 
Schweizerische Bundesrat das Agrement sdion 
vor längerer Zeit gegeben hat? 

8. Abgeordneter Wann ist damit zu redinen, daß die Fünfte 

Wienand Zusatzvereinbarung zu dem Abkommen 

zwisdien der Bundesrepublik Deutsdiland 
und dem Königreich der Niederlande über 
Sozialversidierung vom 29. März 1951, unter- 
zeichnet am 21. Dezember 1956, dem Parlament 
zur Zustimmung vorgelegt wird? 


6. Abgeordneter 

Döring 

(Düsseldorf) 
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9. Abgeordneter 

Conrad 


10. Abgeordneter 

Meyer 

(Wanne-Eickel) 


11. Abgeordneter 

Rohde 


12. Abgeordneter 

Dr. Dittrich 


13. Abgeordneter 

Dr. Brecht 


14. Abgeordneter 

Dr. Brecht 


Ist die Bundesregierung bereit, zur statisti- 
schen Durchleuchtung der Eingliederungspro- 
bleme das Saarland in die Unternehmungen 
des statistisdien Bundesamts einzubeziehen? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
getroffen oder vorbereitet, um den mit Schrei- 
ben vom 25. November 1957 an den Herrn 
Bundeskanzler zum Ausdruck gebraditen 
Wünsdien des „Rentnerschutzbundes der ehe- 
maligen Bezirksschornsteinfegermeister" in 
bezug auf die Verbesserung der Altersver- 
sorgung dieses Berufsstandes nachzukommen? 

Wann hat der Beirat für die Neuordnung der 
sozialen Leistungen, der bei dem Bundesarbeits- 
ministerium besteht zum letzten Mal getagt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Neuregelung der Versicherungsfreiheit bei 
einer Beschäftigung von Abkömmlingen, Stief- 
unü Pflegekindern oder deren Ehegatten ge- 
mäß § 65 AVAVG insbesondere im Baugewer- 
be zu großen Härten geführt hat? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, ein Ande- 
rungsgesetz zum AVAVG in dieser Hinsicht 
einzubringen ? 

Sind die Mitteilungen in der Presse riditig, 
daß das Bundeswohnungsbauministerium be- 
absichtigt, die Mittel in Höhe von 20 Millionen 
DM zur Förderung der Aktion „Besser und 
sdröner wohnen” nur soldien Personen zukoin- 
men zu lassen, die Eigenheime erstellen und 
ihre mit öffentlichen Mitteln geförderten 
billigen sozialen Wohnungen aufgeben? 

Liegt eine in gleicher Weise förderungswür- 
dige Umsetzung nidit auch dann vor, wenn 
der Inhaber einer billigen sozialen Wohnung 
diese aufgibt und statt dessen in eine größere, 
besser ausgestattete und teurere Miet- oder 
Genossenschaftswohnung umwechselt? Warum 
sollen diese wohnungswirtschaftlich gleich- 
wertigen Umsetzungen verschiedenartig öffent- 
lich gefördert werden? 

Beabsichtigt die'Bundesregierung, dem Bundes- 
rat eine Novelle zur Neubaumietenverordnung 
vorzuschlagen, durch die § 5 dieser Verord- 
nung aufgehoben oder wesentlich geändert 
wird, nachdem sidi in der Praxis und aus 
der Stellungnahme einiger Länder eindeutig 
ergeben hat, daß der jetzige § 5 zu unhaltba- 
ren Ergebnissen führt? Wie wird die Neu- 
regelung voraussichtlidi sein, und bis wann 
ist sie zu erwarten? 
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15. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die teilweise recht 

Ritzel rücksichtslose Art, mit der die Deutsche Bun- 

desbahn in wirtschaftlich wichtigen Gebieten 
den bisherigen Schienenverkehr durch Ein- 
satz von Omnibussen auf die Straße verlegt? 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
ergreifen, um 

a) der damit zum Nachteil der Verkehrsteil- 
nehmer verbundenen Verteuerung des 
Verkehrs entgegenzuwirken, 

b) der drohenden weiteren Steigerung der 
Unfallgefahren zu begegnen, 

c) die wirtschaftliche Schädigung der Fahr- 
gäste durch Verkehrsverzögerungen im 
Winter zu vermeiden? 

Billigt die Bundesregierung die Verlegung 
des Verkehrs von der Schiene auf die Straße 
beispielsweise auf der Strecke Weinheim — 
Worms trotz der durchaus ungenügenden 
Straßenverhältnisse ? 

16. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesverteidigungsminister 

Dürr bekannt, wie viele der Wehrpflichtigen und 

länger dienenden Freiwilligen am Tage ihres 
Eintritts in die Bundeswehr das Schwimmen 
beherrschten ? 

17. Abgeordnete Welche Prüfung des Einzelfalles hat der Herr 

Dr. Stammberger Bundesfinanzminister vorgenommen, bevor er 

in seinem Rundschreiben an die obersten 
Landesentschädigungsbehörden vom 29. Januar 
1958 (VB/4 - O 1470 D - 108/58) diesen Be- 
hörden Namen von Anwälten bekanntgab, 
die wirklich oder angeblich in Entschädigungs- 
verfahren überhöhte Gebühren gefordert 
haben ? 

Warum hat er im Falle festgestellter Verstöße 
gegen das anwaltliche Standesredit zu ihrer 
Ahndung anstelle „Schwarzer Listen" nicht 
das für solche Fälle vorgesehene Verfahren 
nach rechtsstaatlidien Grundsätzen veranlaßt, 
wie es auch die Bundesregierung in dem 
von ihr vorgelegten Entwurf einer Bundes- 
rechtsanwaltsordnung vorgesehen hat? 


Bonn, den 2. Mai 1958 
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